
Gesetz zur Beschleunigung des 

Wohnungsbaus und zur 

Wohnraumsicherung ("Bauturbo") 

Grundsatzbeschluss für die Ausübung des gemeindlichen Ermessens 

bei der Anwendung der §§ 31 Abs. 3, 34 Abs. 3b und 246e BauGB 

und die Erteilung der gemeindlichen Zustimmung nach § 36a BauGB



Einführung

o Gesetz zur Beschleunigung des Wohnungsbaus und zur Wohnraumsicherung 

("Bauturbo") ist am 30.10.2025 in Kraft getreten

o Ziel des Gesetzes: beschleunigte Schaffung von Wohnraum durch (teils 

befristete) Erleichterungen im Bauplanungsrecht

o entbindet aber nicht von der Würdigung nachbarlicher Interessen und 

Beachtung der öffentlichen Belange (z.B. Naturschutz, Immissionsschutz, 

Denkmalschutz)
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Dieser Grundsatzbeschluss

o begründet keinen Rechtsanspruch auf Zustimmung 

o ersetzt nicht die gesetzlich vorgeschriebene Einzelfallprüfung

o kann nicht jedes Vorhaben im Detail regeln, sondern legt die „Leitplanken“ für 

die Anwendung des Bauturbos fest:

➢ für Vorhabenträger und Planer: transparente Information und 

Entscheidungsgrundlage

➢ für die Verwaltung: Richtschnur zu Gleichbehandlung aller Antragsteller und 

Beschleunigung des Verfahrens
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Zuständigkeit

o Die Entscheidung über die Erteilung der gemeindlichen Zustimmung nach 

§ 36a BauGB und die Ausübung des gemeindlichen Ermessens bei der 

Anwendung der §§ 31 Abs. 3, 34 Abs. 3b und 246e BauGB trifft 

grundsätzlich der Stadtrat. 

o Bei der Erstellung eines Beschlussvorschlages hat die Verwaltung die 

beschlossenen Grundsätze entsprechend anzuwenden.
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Beschluss:

Der Stadtrat der Stadt Bad Neustadt a. d. Saale beschließt folgende Grundsätze 

für die Ausübung des gemeindlichen Ermessens bei der Anwendung der §§ 31 

Abs. 3, 34 Abs. 3b und 246e BauGB und die Erteilung der gemeindlichen 

Zustimmung nach § 36a BauGB.

Die Verwaltung wird beauftragt, diese Grundsätze bei der Bearbeitung 

entsprechender Anträge zu berücksichtigen.
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1. Einzelfallentscheidung

Über jede Zustimmung wird unter Würdigung aller öffentlichen und privaten 

Belange im Einzelfall entschieden. Der vorliegende Grundsatzbeschluss dient 

ausschließlich der Festlegung von Leitlinien für die Ermessensausübung.
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2. Zielsetzung

Die Anwendung der Vorschriften soll ausschließlich der zeitnahen Schaffung 

zusätzlichen Wohnraums dienen.

Vorhaben, deren Schwerpunkt nicht auf der Schaffung von Wohnraum liegt, sollen 

regelmäßig nicht auf Grundlage der neuen Vorschriften zugelassen werden.

7
Grundsatzbeschluss für die Ausübung des gemeindlichen Ermessens bei der Anwendung der §§ 31 Abs. 3, 34 Abs. 3b und 246e BauGB 

und die Erteilung der gemeindlichen Zustimmung nach § 36a BauGB in der Stadt Bad Neustadt a. d. Saale



3. Vorrang der gemeindlichen Bauleitplanung

Die gemeindliche Bauleitplanung bleibt das vorrangige Instrument der 

städtebaulichen Entwicklung.

Die Anwendung des Bauturbos kommt insbesondere dann nicht in Betracht,

o wenn die Gemeinde für den betreffenden Bereich bereits konkrete 

städtebauliche Planungen verfolgt,

o wenn die Aufstellung oder Änderung eines Bebauungsplanes beschlossen 

wurde oder

o wenn die Durchführung eines Bauleitplanverfahrens aus städtebaulichen 

Gründen erforderlich erscheint.
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4. Schutz städtebaulich bedeutsamer Bereiche

Eine Zustimmung soll regelmäßig nicht erteilt werden, wenn

o das Ortsbild erheblich beeinträchtigt wird,

o denkmalpflegerische Belange entgegenstehen,

o Grünzüge oder wichtige Freiflächen beeinträchtigt werden,

o Hochwasser-, Natur- oder Immissionsschutzbelange entgegenstehen oder

o wesentliche städtebauliche Entwicklungsziele gefährdet werden.
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5. Bauen im Außenbereich nach § 35 BauGB

Die Anwendung des „Bauturbos“ für Vorhaben im Außenbereich (§ 246e Abs. 3 

BauGB) wird aus Gründen der Außenbereichsschonung grundsätzlich 

ausgeschlossen.
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6. Gewerbegebiete / Industriegebiete

Die Anwendung für die Realisierung von Wohnnutzungen innerhalb von 

Gewerbegebieten und/oder Industriegebieten wird ausgeschlossen.
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7. Ausschluss von Ferienwohnungen und 

Kurzzeitmietwohnungen

Die Anwendung für die Realisierung von Ferienwohnungen und 

Kurzzeitmietwohnungen wird ausgeschlossen.
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8. Vorabstimmung des Vorhabensträgers 

mit der Verwaltung

Die Bauvorhaben sind vor Antragstellung frühzeitig mit der Stadtverwaltung zu 

beraten und abzustimmen.
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